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Emigration von Arbeitskräften nach dem EU-Bei-
tritt: wer gewinnt und wer verliert?
Eine Analyse am Fallbeispiel Lettlands     

Einführung

„[…] die Migration [ist] niemals eine Einbahnstrasse
und immer [profi tieren] beide Seiten  davon [...].“1

Migration kann als genau so alt wie die Menschheit bezeichnet wer-
den. Migration wird im Allgemeinen als physische Bewegung von 
Personen zwischen den Ländergrenzen oder innerhalb eines Landes 
defi niert und beinhaltet sowohl Emigration (Auswanderung) als auch 
Immigration (Einwanderung). In der vorliegenden Arbeit wird es sich 
um einen Aspekt der Migration – nämlich die Emigration von Arbeits-
kräften – und deren wirtschaftlichen Auswirkungen handeln.

Migration ist ein altes Phänomen der Menschheit. Der Grund für die 
Bewegungen von Menschengruppen war schon seit des Erscheinens 
des Homo Sapiens vor ungefähr 50-70 000 Jahren die Suche nach 
neuen Ressourcen sowie unvorhersehbare Veränderungen des 
Klimas, Naturkatastrophen und die Gefährdung der feindlichen 
Nachbarschaft, was zu Wanderungen führte.2 Mit der Epoche des 
Segelschiffes (seit 1850) kam ein Wendepunkt der Migration, indem 
die interkontinentale Migration ermöglicht wurde. Heutzutage gibt 
es weltweit ungefähr 90 Millionen Migranten, die 3% der globalen 
Arbeitskraft ausmachen.3

Die Gründe für die Migration waren unterschiedlich (vor allem ist eine 
bedeutsame Rolle der europäischen Kolonisierung zuzuschreiben) – 
einer der wichtigsten war und ist jedoch die Suche nach der Arbeit. 
Einige Beispiele zeigen dies: arme Bauern aus China wanderten 
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nach Kalifornien aus, um dort verschiedene schlecht bezahlte 
Arbeiten  zu verrichten; 2 bis 3 Millionen Europäer (1500-1800) sind 
der transatlantischen Migration entgegengetreten, um eine Arbeit zu 
fi nden etc.4 Seit dem Jahr 1960 wird von einer „globalen Migration“ 
gesprochen, um die Migration von Personen von weniger entwickelten 
Regionen in hoch industrialisierte und urbanisierte Regionen zu 
bezeichnen.5 Auch dies ist eng mit der Arbeitssuche verbunden.

Die Migration ist im „Jargon“ der EU von der Personenfreizügigkeit 
untrennbar. Die Personenfreizügigkeit, die auch Freizügigkeit der Ar-
beitnehmer beinhaltet, ist eine der vier Grundfreiheiten der EU. Mit 
Lettlands Beitritt in die EU im Jahr 2004 haben nur 3 EU-Mitglieds-
staaten ihre Grenzen für die Personenfreizügigkeit aus den 10 neu-
en Mitgliedsstaaten (NMS) geöffnet – Grossbritannien, Irland und 
Schweden. Trotzdem erfährt Lettland einen bedeutsamen Abfl uss von 
Arbeitskräften. Nach der offi ziellen Information des Wirtschaftsmini-
steriums sind aus Lettland 50 000 Personen oder 5% der Arbeitskräf-
te in die EU emigriert. Nach inoffi ziellen Informationen sowie gemäss 
verschiedener Studien bildet der Anteil der emigrierten Arbeitskräfte 
20%6 oder sogar 30%7 der gesamten Arbeitskraft. Der überwiegen-
de Teil ist nach Grossbritannien und Irland emigriert. Die Geschichte 
zeigt jedoch, dass meistens Arbeitskräfteemigration von den neuen 
Mitgliedsländern in die älteren Mitgliedsländer zu beobachten ist. Es 
ist auch bewiesen worden, dass die Arbeitskräfteemigration nach 
dem EU-Beitritt aufgrund ökonomischer Überlegungen eine normale 
Erscheinung ist und nach einer gewissen Zeitperiode abnimmt – das 
zeigen die Beispiele von Irland, Spanien und Portugal. Für Lettland 
wird prognostiziert, dass die Emigration noch 2 bis 7 Jahre je nach 
wirtschaftlicher Entwicklung dauern wird.8

In der vorliegenden Arbeit wird analysiert, welchen Einfl uss die Emi-
gration von Arbeitskräften (temporäre Emigration nicht einbegriffen) 
in Lettland nach dem EU Beitritt auf folgende Aspekte hat:
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Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 1) 
Löhne der Arbeitnehmer2) 
Arbeitgeber und Kapitaleigner3) 
Auf den Staat insgesamt.4) 

Zuerst werden die in der Arbeit verwendeten Begriffe erklärt. Gemäss 
der UNO ist ein Migrant eine Person, die sich mindestens 12 Monate 
ausserhalb ihres Heimatlandes befi ndet. ILO defi niert in der Konven-
tion Nr. 97 über Arbeitsmigration (1949) im Artikel 11.1 einen Arbeits-
migranten folgendermassen: 

„a person who migrates from one country to ano-
ther with a view to being employed otherwise than 
on his own account and includes any person regu-
larly admitted as a migrant for employment“.9

Migration der Arbeitskräfte kann hauptsächlich in zwei Kategorien 
unterteilt werden: hoch qualifi zierte (high skilled) und niedrig 
qualifi zierte (low skilled) Arbeiternehmer. Niedrig qualifi zierte 
Segmente enthalten: Grosshandel und Einzelhandel (Handel), 
Beherbergungs- und Gaststätten (Tourismus) und Transport, Lagerung 
und Kommunikation. Dagegen umfasst das Segment der hoch 
qualifi zierten die Finanzintermediation und die Immobilien, Vermietung 
beweglicher Sachen, Erbringung von unternehmensbezogenen 
Dienstleistungen.10 Diese Unterscheidung kann jedenfalls nicht nur 
nach dem Beschäftigungsfeld gemacht werden, sondern auch nach 
dem Ausbildungsgrad. Als „hoch ausgebildete“ Arbeitnehmer gelten 
diejenigen mit abgeschlossener tertiärer Ausbildung, als  „niedrig 
ausgebildete“ jene mit nicht abgeschlossener sekundärer Ausbildung. 
In Lettland muss man aber auch von einem „mittel ausgebildeten“ 
Arbeitnehmer (medium-educated) sprechen – mit abgeschlossener 
Sekundärausbildung oder mit Berufsausbildung.11 Die in der Arbeit 
verwendete Begriffe „Herkunftsland” und „Zielland” bezeichnen 
entsprechend das Land, von dem eine Person emigriert und das 
Land, in dem eine Person immigriert.
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Im theoretischen Teil der vorliegenden Arbeit werden ökonomische 
Ansätze zur Erklärung von Migration und die Theorie der Arbeits-
kräfteemigration betrachtet, zudem wird der rechtliche Rahmen 
analysiert. Die ökonomische Theorie zur Migration wird allerdings nur 
begrenzt dargestellt. Im empirischen Teil werden zwei Hypothesen 
überprüft. Die erste Hypothese lautet: Die Emigration von Arbeits-
kräften hat folgende Auswirkungen auf das Herkunftsland: die Löhne 
der gebliebenen Arbeitnehmer steigen, was einen positiven Effekt 
auf die Arbeitnehmer hat, jedoch verlieren die Kapitaleigner und 
die Arbeitgeber, die Arbeitslosigkeit geht aber zurück und der Staat 
gewinnt gesamtwirtschaftlich.

Heutzutage ist in der Arbeitsmarktpolitik die Tendenz der „skill-
biased technical change“ zu beobachten – es erfolgt eine strukturelle 
Verschiebung in Richtung wissensintensiver (skill-intensive) Sektoren 
(wie die Hightech-Sektoren). Jedoch ist in Lettland meiner Ansicht 
nach in der Folge des EU-Beitritts ein Phänomen zu beobachten – 
einerseits ist die Wirtschaft eine der am schnellsten wachsenden 
Wirtschaften in der EU, andererseits wandern viele sowohl niedrig als 
auch hoch qualifi zierte Arbeitnehmer aus, die in einem anderen Land 
eine Arbeit erledigen, die ihren Qualifi kationen nicht entsprechen. 
Aufgrund dessen ist die zweite Hypothese aufgestellt worden: Die 
Emigration der Arbeitskräfte nach dem EU Beitritt hat folgende 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt in Lettland: es entsteht ein 
Mangel an niedrig qualifi zierten Arbeitnehmern, hoch qualifi zierte  
Arbeitnehmer sind Verlierer, indem die Löhne der niedrig qualifi zierten 
steigen und Löhne der hoch qualifi zierten sinken.

Die empirische Analyse beruht hauptsächlich auf den Daten des 
Statistischen Zentralamtes von Lettland (SZA). Der Hauptbeitrag dieser 
Arbeit besteht in der Untersuchung wirtschaftlicher Auswirkungen 
auf das Herkunftsland, weil sich die meisten Studien vorwiegend 
auf die ökonomischen Effekte auf das Immigrationsland und nicht 
auf das Emigrationsland konzentrieren. Im Laufe der Ausarbeitung 
der Diplomarbeit wurden 3 Interviews mit Experten durchgeführt 
– mit Frau Ilona Kiukucāne (Lettlands Arbeitgeberverein); Herrn 
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Jānis Ušpelis (Departement der volkswirtschaftlichen Strukturpolitik 
des Wirtschaftsministeriums Lettlands); und Herrn Imants Lipskis 
(Departement der Arbeit des Sozialministeriums Lettlands) sowie 
10 Interviews per E-Mail mit Arbeitnehmern, die aus Lettland nach 
Grossbritannien und Irland emigrierten.
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1. Theoretische Ansatzpunkte der Arbeitsmarktintegration: 
Arbeitskräfteemigration
1.1. Ökonomische Ansätze zur Erklärung von Migration

Zur Erklärung des Migrationprozesses gibt es unterschiedliche 
theoretische ökonomische Ansätze wie: neoklassischer Ansatz, Hu-
mankapitalansatz, Ansatz der Familienmigration, Ansatz der Netz-
werkmigration. Jedoch muss festgestellt werden, dass keiner der ge-
nannten Ansätze Migration vollständig erklären kann. Zur Erklärung 
von Migration wird die Terminologie der Push- (Auswanderung för-
dernde Aspekte) und Pull- (bessere Aussichten im Zielland) Faktoren 
verwendet. Jeder der vier Ansätze betont unterschiedliche Push- und 
Pull-Faktoren, die zusammen den Migrationsprozess erklären.

Der neoklassische Ansatz ist der älteste Ansatz zur Erklärung der 
Migrationsbewegungen und geht bis ins 18. Jahrhundert zurück. Die-
ser Ansatz betont Lohn- und Einkommensunterschiede zwischen 
Ländern oder Regionen als den Hauptfaktor für die Entstehung der 
Migration. Daraus folgt, dass je grösser die Lohnunterschiede sind, 
desto grösser auch die Migrationsbewegung sein wird. Migration geht 
aber zurück, wenn die Lohndifferenziale lediglich den Transaktionsko-
sten entsprechen.12 Der Humankapitalansatz versteht Migration als 
Investitionsentscheidung – Migration fi ndet nur dann statt, wenn die 
erwarteten Erträge im Zielland abzüglich der Kosten der Wanderung 
grösser sind als die erwarteten Erträge im Herkunftsland. Der neo-
klassische wie auch dieser Ansatz deuten darauf hin, dass die Migra-
tion umso höher ist, je grösser die Lohnunterschiede und je geringer 
die Migrationskosten sind.13 Der Ansatz der Familienmigration oder 
die Neue Migrationstheorie sieht vor, dass Migration keine individu-
elle, sondern eine kollektive Entscheidung darstellt – wenn ein Fami-
lienmitglied schon ausgewandert ist, dann ist die Wahrscheinlichkeit 
höher, dass nach einer gewissen Zeitperiode auch die verbliebenen 
Familienmitglieder ihm folgen.14 Der letzte Ansatz zur Erklärung der 
Migration ist der Netzwerkansatz. Damit wird die Migration als „ein 
sich selbst erhaltender Prozess verstanden, in dem sich die Kosten 
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und Risiken der Migration aufgrund sozialer und informationaler Netz-
werke über die Zeit verringern“.15 Dies deutet hin, dass die ersten 
Zuwanderer den höchsten Risiken und Kosten gegenüber stehen, die 
sich mit der Zeit verringern. Zusammengefasst, wird Migration von 
mehreren Push-Faktoren vorangetrieben, wie ökonomische, poli-
tische, demographische Elemente. Es ist schwer, Migration nur an-
hand eines Ansatzes zu erklären – man muss verschiedene Ansätze 
kombinieren, denn meistens sind mehrere Faktoren und nicht nur ei-
ner bei der Wanderung entscheidend. 

 
1.1.1. Die Emigration beeinfl ussende Faktoren in Lettland

In Lettland entsteht die Emigration von Arbeitskräften hauptsächlich 
aufgrund ökonomischer Überlegungen. Der wichtigste Push-Faktor 
ist niedrige Entlöhnung (laut Forschung des Sozialministeriums von 
Lettland sehen 87.4% der Befragten die Entlohnung als Hauptgrund 
für die Auswanderung16) und der wichtigste Pull-Faktor ist die Aus-
sicht auf ein höheres Einkommen. Der durchschnittliche Lohn in Lett-
land bildete im Jahr 2005 12% des durchschnittlichen EU-25 Lohnes. 
Somit wird betont, dass Arbeitskräfteemigration zuerst ein Problem 
für die Regierung und die Arbeitgeber ist.17 

Andere wichtige Faktoren, die von den emigrierten Arbeitskräften 
aufgezählt worden sind, lauten: schlechte und nicht motivierende Ar-
beitsumgebung, diskriminierendes und unprofessionelles Verhalten 
von Arbeitgebern gegenüber den Arbeitnehmern,  verhältnismässig 
niedriges Niveau der sozialen Garantien, Mangel an Information über 
Arbeitskräftenachfrage in näherer und fernerer Zukunft.18

 
Im Falle Lettlands fi ndet von Emigrationsgründen ausgehend so-
mit vor allem der neoklassische Ansatz Anwendung. Jedoch sind 
die Merkmale auch von anderen Ansätzen zu erkennen – wie der 
Humankapitalansatz, vor allem, weil die Kosten der Emigration ver-
gleichbar niedrig sind. Der Ansatz der Familienmigration wird dadurch 
unterstützt, dass in Lettland seit Ende 2006 eine neue Emigrations-
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etappe begann, nämlich der Nachzug der in Lettland gebliebenen 
Familienmitglieder (Ehepartner, Kinder).19 Das zeigt, dass sich die 
Situation der lettischen Arbeitnehmer im Ausland stabilisiert hat und 
weitere Emigrationswellen entstanden sind, was wiederum den Netz-
werkansatz unterstützt.

1.2. Theorie der Migration: Simple Economics of Labour Migra-   
       tion

Es ist jedoch wichtig nicht nur zu verstehen, welche Faktoren Migrati-
on bewegen, sondern auch, welche Effekte die Migration hervorrufen 
kann. Aufgrund der Beschränkung des Themas, werde ich mich nur 
auf die Auswirkungen der Emigration auf das Herkunftsland konzen-
trieren.

Die einfache Wirtschaftstheorie der Arbeitsmigration (Simple Econo-
mics of Labour Migration) erklärt die entstehenden Effekte im Her-
kunftsland infolge der Emigration. Die Theorie sieht vor, dass infol-
ge der Emigration folgende Effekte im Herkunftsland zu beobachten 
sind: die Löhne20 steigen, gebliebene Arbeitnehmer profi tieren davon, 
jedoch verlieren einheimische Kapitaleigner.21 Das Gegenteil passiert 
im Zielland. Zusammengefasst kann man sagen, dass wenn Gewin-
ne und Verluste zusammengezählt werden, beide Länder gewinnen. 
Dies wird damit erklärt, dass Migration Effi zienz fördert, indem Ge-
winne von effektiver Kapitalallokation zwischen dem Herkunftsland 
und dem Zielland verteilt werden. Wie es in Abbildung 1 zu sehen 
ist, entsteht infolge der Migration ein neues Lohnniveau w´. Daraus 
kann man schlussfolgern, dass die Arbeitnehmer im Herkunftsland 
+F gewinnen, die Kapitaleigner verlieren -D-F, folglich ist der Gesamt-
effekt für das Herkunftsland negativ +F-D-F=-D. Werden jedoch die 
im Zielland arbeitenden Arbeitskräften in die Berechnungen einbezo-
gen, gewinnt das Herkunftsland +C+D, somit ist der Gesamtgewinn 
-D+C+D=+C. Dieselbe Theorie ist auch von D. ELLERMAN22 und B. 
BASU23 beschrieben worden.
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Abbildung 1. Effekte der Migration auf Herkunfts- und Zielland. Quelle: BAL-
DWIN, Richard; WYPLOSZ, Charles; The Economics of European Integrati-
on. 2nd edition, London u.a., The McGraw-Hill Companies 2006, S. 193.

Die Theorie der Arbeitskräfteemigration kann man auch im breiteren 
Rahmen betrachten, indem man Einfl uss auf Beschäftigung, Arbeits-
losigkeit sowie die Preise analysiert. So vertritt z. B. B. BASU in Be-
zug auf Beschäftigung die Meinung, dass die Arbeitskräfteemigration 
die Beschäftigungsrate und damit den Wohlstand erhöht.24

 

MPL 

L o 

w o 

L o + L* o L* o 
w* o MPL* 

euros euros 

L’ 
migration 

w’ w’ A B 
C D 

E 
F 



14

2. Rechtlicher Rahmen bezüglich der Migration
2.1. Gesetzgebung Lettlands

Migration muss nicht nur von der ökonomischen, sondern auch von 
der rechtlichen Sicht behandelt werden. Im folgenden Kapitel wird die 
rechtliche Situation betrachtet, die die Rahmenbedingungen für Emi-
gration und Immigration von Arbeitskräften in Lettland festlegt. Immi-
gration wird aufgrund des hohen Emigrationsgrades immer aktueller. 
Die Rechtsgrundlagen betreffend Beschäftigung sind im Arbeitsge-
setz (2001)25 koordiniert. Das Recht auf freie Arbeitswahl und gleiche 
Behandlung wird auch in der Verfassung von Lettland erwähnt.26

Das Recht zu emigrieren im Allgemeinen ist im Artikel 13 der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte der UNO verankert.27 Wie eine 
Studie der Weltbank zeigt, kann man jedoch zwei Arten der staatlichen 
restriktiven Politiken bezüglich der Emigration unterscheiden: Kosten 
des Reisepasses und rechtliche Beschränkungen zum Emigrieren.28 
In Lettland dient der Pass als Personalausweis innerhalb der Län-
dergrenzen und ist obligatorisch für jeden Bürger ab 15 Jahren.29 Der 
Pass ist gleichzeitig ein Reisepass, aus dieser Sicht braucht man im 
Fall eines Grenzübergangs kein neues Reisedokument zu erstellen 
und dementsprechend gibt es keine zusätzlichen Kosten. Auch aus 
Sicht der rechtlichen Beschränkungen gibt es keine Hindernisse, die 
die Emigration hindern.

Die einzigen Bestimmungen bezüglich der Emigration betreffen die 
Anmeldung der neuen Wohnadresse. Personen, die die lettische 
Staatsangehörigkeit haben und sich länger als 6 Monate ausserhalb 
Lettlands aufhalten, müssen gemäss dem Gesetz des Einwohnerre-
gisters die neue Adresse im Ausland anmelden (Art. 15(2)); zudem 
müssen lettische Staatsangehörige und Personen, die in Lettland eine 
Aufenthaltsbewilligung haben (Art. 3) und einen ständigen Wohnort 
im Ausland haben, das Einwohnerregister über ihre Ausreise infor-
mieren (Art. 10(1)(24)).30
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Für die Bürger der EU gilt in Lettland der Grundsatz der Freizügig-
keit.31 Eine Aufenthaltsbewilligung ist nur notwendig bei einem Aufent-
halt von über 90 Tagen innerhalb von 6 Monaten. Arbeitsimmigranten 
aus Drittstaaten benötigen gemäss dem Immigrationsgesetz (2003) 
eine Arbeitsbewilligung.32 Es gibt jedoch zahlreiche bürokratische 
Hürden bis zum Erhalt einer Arbeitsbewilligung, wie zum Beispiel die 
Begründung der Notwendigkeit, einen Ausländer zu beschäftigen.33 
Dies hindert die Immigration der Arbeitskräfte nach Lettland.

2.2. Gesetzgebung der EU

Personenfreizügigkeit ist eines der Grundprinzipien der EU34 und mit 
dem Beitritt gilt das Prinzip der Personenfreizügigkeit auch für Lett-
land. Neben dem freien Waren-, Kapital- und Dienstleistungsverkehr 
ist die Personenfreizügigkeit, die unter anderem die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer beinhaltet, eine der vier Grundfreiheiten in der EU. Die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer ist eng mit anderen Rechten verbun-
den wie Gleichbehandlung, Familienzusammenführung, abgeleitete 
Familienrechte, Anerkennung von Berufsqualifi kationen, Recht auf 
Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat bis zu drei Monaten (wobei 
es genügt, einen gültigen Personalausweis oder Reisepass zu haben; 
keine weiteren Bedingungen müssen erfüllt werden) und Recht auf 
Verbleiben in einem Mitgliedsstaat nach der aktiven Erwerbstätigkeit. 
Auf der Gemeinschaftsebene muss eine Unterscheidung zwischen 
Gemeinschafts- und Drittstaatsangehörigen gemacht werden. In der 
vorliegenden Arbeit geht es um den Aspekt der Gemeinschaftsange-
hörigen.

Währenddem das Prinzip der Freizügigkeit von Arbeitnehmern in-
nerhalb der EU vollumfänglich gilt, gelten für 8 NMS (ausgenommen 
Malta und Zypern) Restriktionen nach der Formel „2+3+2“. Dies be-
deutet, dass eine Übergangsfrist von 7 Jahren gilt – die erste Über-
prüfung der Restriktionen fand im Jahr 2006 statt, die zweite wird 
im Jahr 2009 durchgeführt und die Restriktionen werden im vollen 
Masse erst im Jahr 2011 aufgehoben. In dieser Übergangsphase be-
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rücksichtigen die „alten Mitgliedsstaaten“ zwei Aspekte – erstens, die 
„Stillhalteklausel“ (Massnahmen dürfen nicht schlechter sein als vor 
dem Beitritt) und, zweitens, das Prinzip des Inländervorrangs.

Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer stützt sich auf Primär-, Sekundär-
recht und die Rechtsprechung des EuGH. Freizügigkeit der Arbeitneh-
mer (Art. 39 EC) muss von der Niederlassungsfreiheit (selbständig 
Erwerbende und Unternehmen) (Art. 43 EG) und der Dienstleistungs-
freiheit (Art. 49 und 50 EG) unterschieden werden. Die Hauptbestim-
mungen zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer sind im EG-Vertrag unter 
Titel III, Kapitel I „die Arbeitskräfte“ zu fi nden. Mit Art. 39 EG35 ist die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft gewähr-
leistet. In einem grösseren Zusammenhang ist für die Migration auch 
Art. 18 EG relevant, da in diesem Artikel das Recht für EU-Bürger ge-
währleistet wird, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu be-
wegen und aufzuhalten. Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer ist weiter 
mit Art. 12 EG (Verbot der Diskriminierung aus Gründen der Staats-
angehörigkeit) verknüpft. In beiden Fällen stellen Art. 39 EG und die 
dazu gehörende Sekundärgesetzgebung Spezialbestimmungen dar.

Der Begriff „Arbeitnehmer“ wurde in der Rechtsache Lawrie-Blum36 
defi niert und beinhaltet vier Bedingungen, damit eine Person als „Ar-
beitnehmer“ bezeichnet werden kann: 1) Erbringung von Dienstlei-
stungen, 2) die dauerhaft sind, 3) die Person ist einer anderen Per-
son unterstellt (resp. dem Arbeitgeber) und 4) die Arbeit wird gegen 
Entgelt verrichtet. Auf der Gemeinschaftsebene ist diese Defi nition 
sehr weit formuliert und wird weit interpretiert. Gemäss der Recht-
sprechung des EuGH37,  fi ndet Art. 39 EG unter gewissen Umständen 
auch dann Anwendung, wenn die Arbeit ausserhalb der EU verrich-
tet wird (Beschäftigung in einer diplomatischen Vertretung eines EU-
Mitgliedstaates). Keine Anwendung fi ndet Art. 39 EG aber auf den 
Zugang zur Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung (Art. 39 Abs. 
4 EG).
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Von grosser Bedeutung sind die Entscheide des EuGH in den Recht-
sachen Walrave and Koch38 und Bosman39, welche zeigen, dass die 
Bestimmungen von Art. 39 EG nicht nur vertikale unmittelbare Wir-
kung (direct effect) haben. Mit Angonese40 wurde die horizontale An-
wendung des Art. 39 EG bestätigt.

Bezüglich des Inhalts der Personenfreizügigkeit kann man zwischen 
zwei Hauptkategorien von Rechten unterscheiden, nämlich einerseits 
den Marktzugang und andererseits den ergänzenden, spezifi schen 
Rechten. Freier Marktzugang bedeutet Zugang zum Arbeitsmarkt in 
einem anderen Mitgliedsstaat, ohne durch Diskriminierung aufgrund 
der Nationalität und anderen Beschränkungen benachteiligt zu wer-
den. Sowohl direkte wie auch indirekte Diskriminierung sind verboten. 
Anwendungsbereich und Inhalt des Diskriminierungsverbotes sind in 
der Verordnung 1612/68/EWG näher erläutert. Zusätzliche Rechte 
wie Recht auf Freizügigkeit, Aufenthalt und abgeleitete Rechte von 
Familienangehörigen sind in der Richtlinie 2004/38/EG aufgeführt. 
Gemäss Art. 39 Abs. 3 EG können Beschränkungen der Freizügig-
keit nur aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Ge-
sundheit gerechtfertigt werden. Dabei muss eine strenge Auslegung 
beachtet werden. Diese Gründe sind auch in Art. 27 der Richtlinie 
2004/38/EG aufgeführt und näher erläutert.

Es gibt andere zahlreiche legislative Akte, die sich mehr allgemein 
auf die Arbeitskräftemigration beziehen41, auf die hier aber nicht nä-
her eingegangen wird. Am wichtigsten sind die Verordnung 1612/68/
EWG und die Richtlinie 2004/38/EG.

Die Verordnung Nr. 1612/68/EWG über die Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer innerhalb der Gemeinschaft sieht in der Präambel vor:

„die Freizügigkeit ist ein Grundrecht der Arbeit-
nehmer und ihrer Familien; die Mobilität der Ar-
beitskräfte innerhalb der Gemeinschaft soll für 
den Arbeitnehmer eines der Mittel sein, die ihm 
die Möglichkeit einer Verbesserung der Lebens- 
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und Arbeitsbedingungen garantieren und damit 
auch seinen sozialen Aufstieg erleichtern, wobei 
gleichzeitig der Bedarf der Wirtschaft der Mitglied-
staaten befriedigt wird; allen Arbeitnehmern der 
Mitgliedstaaten muss das Recht zuerkannt wer-
den, eine von ihnen gewählte Tätigkeit innerhalb 
der Gemeinschaft auszuüben.“42

Das Recht auf Zugang zur Beschäftigung in einem anderen Mit-
gliedsstaat ist auch im Art. 1 Abs. 1 festgelegt. Die Präambel sowie 
Art. 1 Abs. 2 und Art. 7 beinhalten das Prinzip der Gleichbehandlung, 
was bedeutet, dass allen Staatsangehörigen der EU der gleiche Vor-
rang beim Zugang zu einer Beschäftigung wie den inländischen Ar-
beitnehmern gewährleistet sein muss.

Mit der Richtlinie 2004/38/EG über das Recht der Unionsbürger und 
ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 
frei zu bewegen und aufzuhalten, wurden die vorherigen Richtlinien43 
bezüglich der Personenfreizügigkeit, einbezogen auch die Freizügig-
keit der Arbeitnehmer, aufgehoben und in der oben genannten Richt-
linie verfasst.44 Mit dieser Richtlinie wurde jedoch auch eine wichtige 
Bestimmung eingeführt, nämlich das Recht auf dauerhaften Aufent-
halt für EU-Bürger und deren Angehörigen nach fünf Jahren legalen 
Aufenthalts in einem anderen Mitgliedsstaat.

Der rechtliche Rahmen umfasst somit zwei Bereiche von Mobilität be-
züglich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer – die „geografi sche Mobili-
tät“ (Recht, sich in einem anderen Mitgliedsstaat niederzulassen) und 
die „berufl iche Mobilität“ (Gleichbehandlung). 45 Der dritte Bereich – 
„soziale Integration“ (Eingliederung in die Gesellschaft des Ziellands) 
– betrifft die Beschäftigungspolitik.
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2.3. Beschäftigungspolitik der EU

Um die Effekte der Migration zu beurteilen, muss man die „europä-
ische“ und die „nationalen“ Beschäftigungspolitiken analysieren. Es 
lässt sich allerdings nicht von einer einheitlichen europäischen Be-
schäftigungspolitik sprechen. Die europäische Beschäftigungspolitik 
beruht auf der Methode der offenen Koordinierung (MOK), bei der es 
sich um die „weiche Koordination“ handelt. Die Beschäftigungs- und 
Arbeitsmarktpolitik ist ein Bestandteil der regulativen europäischen 
Politik, somit ist es bei der Durchführung der Politik kein Sanktions-
mechanismus vorgesehen und die Beschäftigungspolitik auf der EU-
Ebene kann nur durch Bewertungen beeinfl usst werden.

Um die Entstehung der MOK kurz zu skizzieren, ist zu erwähnen, dass 
am Gipfeltreffen von Essen 1994 eine Einigung auf eine jährliche Be-
richterstattung zur Arbeitslosigkeit erzielt wurde. Im Gipfeltreffen von 
Amsterdam 1997 wurde die MOK in den EG-Vertrag unter Art. 128 
EG aufgenommen (offene Koordinierung im Bereich der Beschäfti-
gung gilt auch als „Europäische Beschäftigungsstrategie“ (EBS)). Die 
Frage der Verabschiedung eines „europäischen Beschäftigungspak-
tes“ wurde im Gipfel von Köln 1999 auf die Agenda festgelegt.46 Zum 
ersten Mal wurde jedoch diese Methode als „MOK“ in der Agenda 
2010 von dem Gipfeltreffen von Lissabon 2000 erwähnt.47

Der Ablauf der MOK, auch als der „Luxemburg-Prozess“ genannt48, 
erfolgt nach Art. 128 EG. Der Europäische Rat bereitet Schlussfol-
gerungen anhand des gemeinsamen Beschäftigungsberichts von 
Rat und Kommission vor (Art. 128(1) EG und Art. 128(2) EG); die 
Kommission erarbeitet anhand dieser Schlussfolgerungen Vorschlä-
ge für die Leitlinien (Art. 128(2) EG). Zur Vorbereitung der Leitlinien 
trägt der Beschäftigungsausschuss bei (Mitgliedstaaten und die Kom-
mission entsenden je zwei Mitglieder und die Tarifparteien werden 
angehört). Nachdem der Rat über die Vorschläge mit qualifi zierter 
Mehrheit beschlossen hat (nach Anhörung des EP, des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, des Ausschusses der Regionen und des Be-
schäftigungsausschusses), werden die nationalen Reformprogram-
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me (NRP)49 von den Mitgliedsstaaten formuliert; die Mitgliedsstaaten 
müssen danach der Kommission und dem Rat Berichte erstellen (Art. 
128(3) EG). Die Kommission und der Rat evaluieren die Berichte und 
erstellen den Gemeinsamen Beschäftigungsbericht (Art. 128(5) EG), 
in dem die zuvor vereinbarten Leistungsindikatoren eingegliedert wer-
den (Monitoring), die Empfehlungen für die Mitgliedsstaaten ausgear-
beitet sind, erfolgreiche Länder aufgezählt werden („Benchmarking“,         
„naming&shaming“), und es werden erfolgreiche Strategien der Mit-
gliedsstaaten hervorgehoben („best practices“). Im Jahr 2005 wurde 
allerdings die MOK revidiert und der Schwerpunkt wurde auf Wachs-
tum und Beschäftigung gelegt („Integrierte Leitlinien für Wachstum 
und Beschäftigung (2005-2008) der Kommission“).50

Um die Wirkung solcher koordinierenden Politik zu überprüfen, müs-
sen zuerst die nationalen Beschäftigungspolitiken analysiert werden.

3. Wirtschaftliche Auswirkungen im Herkunftsland (Lett-
land) infolge der Arbeitskräfteemigration: wer gewinnt und 
wer verliert?
3.1. Auswirkungen auf Beschäftigung und Arbeitslosigkeit

Im folgenden Kapitel wird eine empirische Analyse aufgrund der theo-
retischen Basis durchgeführt, indem verschiedene Elemente und öko-
nomische Auswirkungen der Emigration darauf betrachtet werden. Es 
ist eine wichtige Frage, ob Emigration von Arbeitskräften wirklich ein 
Defi zit an Arbeitkraft im Herkunftsland verursacht und sich damit die 
Beschäftigung erhöht und die Arbeitslosigkeit verringert. Die Über-
sicht über die Situation Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit ist aus 
den Abbildungen 2 und 3 zu schlussfolgern.
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Jahr 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007
Erwerbs-
tätige, 
im Alter 
15–64

58.8 60.5 61.8 62.3 63.4 66.3 68.4

Abbildung 2. Erwerbstätigkeitsquote in der Altersgruppe 15-64 (%). Quelle: 
SZA, http://www.csb.gov.lv/.

Jahr 2002 2003 2004 2005 2006 2007
Arbeitslosen-
quote, insg. 12.0 10.6 10.4 8.7 6.8 6.0

15–24 20.8 18.5 18.2 12.9 13.1 10.9
25–34 11.0 9.1 10.6 9.1 6.5 6.0
35–44 12.2 9.6 8.6 6.7 5.1 5.4
45–54 9.8 11.1 10.3 9.2 6.6 5.6
55–64 9.6 7.9 8.3 8.1 6.3 4.4
65–74 7.7 4.1 4.4 5.6 2.5 2.1

Abbildung 3. Arbeitslosequote von der Erwerbsbevölkerung nach den Al-
tersgruppen (%).Quelle: SZA, http://www.csb.gov.lv/.

Wie zu erkennen ist, erhöht sich die Erwerbstätigkeit jährlich um ein 
paar Prozentpunkte (von 0.5% im Jahr 2004 bis 2.9% im Jahr 2006). 
Eine höhere Steigerung ist im Jahr 2006 zu erkennen (2.9%), jedoch 
geht sie 2007 auf 2.1% zurück. Daraus kann man schlussfolgern, 
dass sich nach dem EU-Beitritt die Beschäftigung schneller als davor 
erhöht. Hier können aber auch andere Faktoren wie z.B. Immigration 
der Arbeitskräfte eine Rolle spielen. Im Jahr 2007 wurden jedoch nur 
4943 Aufenthaltsbewilligungen für Ausländer für den Beschäftigungs-
zweck herausgegeben (was jedoch ein starker Anstieg im Vergleich 
zu 2006 (2398) und 2005 (2076) ist)51, somit kann man nicht von ei-
nem wesentlichen Einfl uss der Immigration von Arbeitskräften auf die 
Beschäftigungsrate sprechen.52

Bei der Arbeitslosigkeit ist jedes Jahr eine allmähliche Verringerung 
zu beobachten. Wie zu erkennen ist, ging die Arbeitslosigkeit am 
schnellsten nach dem EU-Beitritt in den Jahren 2005 und 2006 zu-
rück (entsprechend um 1.7% und 1.9%). Jedoch hat sich die Arbeits-
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losigkeit im Jahr 2007 nur um 0.8% verringert im Vergleich zum Vor-
jahr. Nach den Altersgruppen herrscht die grösste Arbeitslosenquote 
in der Altersgruppe 15-24 Jahre. In dieser Altersgruppe ist die Arbeits-
losigkeit nach dem EU-Beitritt auch am schnellsten zurückgegangen 
(im Jahr 2005 im Vergleich zum Jahr 2004 – um 5.3%). Wenn man 
die Arbeitslosigkeit vor und nach dem Beitritt vergleicht, erkennt man 
insgesamt einen raschen Rückgang nach dem EU-Beitritt.

Wenn man die Beschäftigungsquote und die Arbeitslosenquote in 
städtischen und ländlichen Gebieten vergleicht (siehe Abbildung 4), 
ist festzustellen, dass sich die Beschäftigungsquote allmählich über-
all erhöht hat und kein grosser Sprung nach dem EU-Beitritt zu be-
obachten ist. Sowohl in den Städten als auch auf dem Lande ist die 
Arbeitslosigkeit im Beitrittsjahr 2004 am wenigsten zurückgegangen. 
Ein beachtenswerter Rückgang ist im Jahr 2005 zu beobachten – die 
Arbeitslosigkeit ging um 2% in den städtischen und um 1.1% in den 
ländlichen Gebieten zurück (im Vergleich zu 2004 – entsprechend 
0.5% und 0.6%). Allerdings hat sich die Arbeitslosigkeit schon 2006 
im Vergleich zu 2005 nur um 0.5% auf den ländlichen Gebieten ver-
ringert, in den städtischen Gebieten ist dieser Prozentanteil allerdings 
noch höher als im vorherigen Jahr – 2.4%. Im Jahr 2007 ist sowohl in 
den Städten als auch auf dem Lande die Arbeitslosigkeit nur unerheb-
lich zurückgegangen – entsprechend um 0.8% und 0.9%. Interessant 
ist es, dass sich nach dem Beitritt die Arbeitslosenquote zwischen 
den städtischen und ländlichen Gebieten ausgeglichen hat – vor dem 
Beitritt war die Arbeitslosenrate in den Städten viel höher als in länd-
lichen Gebieten. Dies bedeutet jedoch nicht eindeutig, dass mehr 
Arbeitnehmer aus den städtischen als aus den ländlichen Gebieten 
ausgewandert sind, denn normalerweise werden in den Städten mehr 
neue Arbeitsplätze als in ländlichen Gebieten geschaffen.
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Jahr 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Beschäftigungs-
quote in Städten 60.8 62.7 63.5 64.9 68.3 70.5

Beschäftigungs-
quote in ländlichen 
Gebieten

59.7 59.8 59.6 60.0 61.7 63.8

Arbeitslosenquote 
in Städten 13.3 11.9 11.4 9.4 7.0 6.2

Arbeitslosenquote 
in ländlichen 
Gebieten

9.2 8.0 8.6 7.5 7.0 6.1

Abbildung 4. Beschäftigungsquote in Städten und in ländlichen Gebieten 
sowie Arbeitslosenquote in Städten und in ländlichen Gebieten in der Alters-
gruppe 15-64 (%). Quelle: SZA, http://www.csb.gov.lv/.

Dies unterstützt die erste Hypothese, dass die Auswanderung der Ar-
beitskräfte eine Abnahme in der Arbeitslosigkeit und Erhöhung der 
Beschäftigung als Folge aufweist.

Auch wenn die Erwerbstätigkeit noch nicht die Grenze von 70% er-
reicht hat (das Ziel der Lissabon-Strategie) und die Arbeitslosigkeit, 
(obwohl beachtlich zurückgegangen ist) noch immer 6% beträgt, 
spricht man in Lettland vom Defi zit an Arbeitskräften als Folge der 
Emigration. Dies wird auch in der Studie des Sozialministeriums 
von Lettland gezeigt. Als Folge müssen die Arbeitgeber die Löhne 
viel mehr erhöhen als die Arbeitsproduktivität steigt. Ein Defi zit an 
Arbeitskräften entsteht vornehmlich in den low skilled Sektoren, wie 
Bauarbeiten und Industrie.53 

Die Prognosen sind somit für den lettischen Arbeitsmarkt pessimi-
stisch – es wird befürchtet, dass bis 2015 ungefähr 200 000 Men-
schen emigrieren könnten, und ein Defi zit an Arbeitskräften in 86 bis 
112 Berufe entstehen wird.54
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3.1.1. Emigration schafft Immigration?

Bezüglich des Defi zits an Arbeitskräften muss man von der Immigra-
tion von Arbeitskräften nach Lettland sprechen. Experte I. INDANS 
(Lettisches Institut der Aussenbeziehungen) betont in der Studie „Mo-
bilität der Arbeitskräfte und die Migrationspolitik in der EU und in Lett-
land“, dass das Defi zit an Arbeitskraft immer sichtbarer wird und es 
ein seriöses Problem ist, womit die Arbeitgeber konfrontiert werden. 
Das grösste Defi zit entsteht in Bauarbeiten, Handel und Gesundheits-
pfl ege. In diesem Zusammenhang muss man die Rolle der regionalen 
Politik erwähnen, denn das Defi zit an Arbeitskräften dämmt wesent-
lich Lettlands regionale Entwicklung ein, indem ein Mangel an Res-
sourcen entsteht. Es wird bestätigt, dass zur Erzielung eines Gleich-
gewichts im Arbeitsmarkt bei der massiven Arbeitskräfteemigration 
die Immigration der Arbeitskräfte gefördert werden muss.55

Das entstandene Arbeitskräftedefi zit bildet ein ernstes Problem für die 
Arbeitgeber und für den Staat allgemein. Ökonomen sprechen davon, 
dass „eine absurde Situation in Lettland entstanden ist, weil Lettland 
jetzt zum Exporteur von Arbeitskräften geworden ist, jedoch in naher 
Zukunft zum Importeur werden muss“. In diesem Fall ist klar, dass 
das entstandene Vakuum der Arbeitskräfte mit Gastarbeitern gefüllt 
werden muss.56 Nach den Daten des Amtes für Bürgerschaft und Mi-
gration (Pilsonības un migrācijas lietu pārvalde) wurden im Jahr 2006 
4943 Aufenthaltsbewilligungen für den Zweck Beschäftigung heraus-
gegeben.57 Diese kleine Zahl zeigt deutlich, dass die Gastarbeiter 
nicht ausreichen, um das Defi zit zu überwinden.

Um die Immigration der Arbeitskräfte zu fördern, muss auf dem staatli-
chen Niveau eine neue Immigrationspolitik ausgearbeitet werden – die 
gegenwärtige Politik ist auf Schutz des nationalen Marktes ausgerich-
tet (es gibt zu viele bürokratische Hürden, obwohl die Zahl der Gast-
arbeiter nicht begrenzt ist). Dies würde eine Reform der bestehenden 
Immigrationspolitik von Lettland bedeuten (siehe Kapitel 2.1.) Abge-
sehen davon, dass mehrmals neue Konzeptionen zur Förderung der 
Immigration ausgearbeitet, aber nicht verabschiedet wurden,58 wurde 
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erst Ende Jahr 2007 die Immigrationspolitik teilweise reformiert, in-
dem administrative Prozeduren erleichtert worden sind, so wurde z.B. 
statt der monatlichen Gebühr von 35 LVL eine einmalige Gebühr von 
10 bis 50 LVL eingeführt.59

3.1.2.  Auswirkungen auf hoch und niedrig qualifi zierte Arbeit-
nehmer

Um die zweite Hypothese zu überprüfen, muss man zwischen hoch 
und niedrig qualifi zierten Arbeitnehmern unterscheiden. Abbildung 5 
ist zu entnehmen, dass die grösste Beschäftigungsquote bei den Per-
sonen mit Mittelschul- oder berufl icher Mittelschulausbildung liegt. 

In diesem Zusammenhang muss das lettische Bildungssystem erläu-
tert werden – bis zur Unabhängigkeitserneuerung im Jahr 1991 war 
das Bildungssystem der berufl ichen Mittelschulbildung sehr verbrei-
tet. Die grösste Arbeitslosigkeit herrscht jedoch auch unter eben die-
sen Personen. Der Beschäftigungsanteil bei den hoch qualifi zierten 
Arbeitnehmern hat sich im Jahr 2003, ein Jahr vor dem EU-Beitritt, 
um 1.6% im Vergleich zum Vorjahr verringert; eine unbedeutsame 
Verringerung (0.1%) ist auch im Jahr 2006 zu beobachten. Interes-
sant ist, dass sich die Beschäftigungslage bei den Personen mit einer 
Mittelschul- oder berufl ichen Mittelschulausbildung bis zum Beitritt  
stets vergrössert hat; nach dem Beitritt geht sie allmählich zurück 
(2004 – um 1.4%, 2005 – 1.2%, 2007 – 1.3%; ausgenommen im Jahr 
2006, wo eine Steigerung von 0.1% zu beobachten ist). Umgekehrt 
ist es bei Personen mit niedriger Ausbildung: so ist bis zum EU-Beitritt 
klar zu beobachten, dass der Beschäftigungsanteil jährlich um 0.6% 
(2003) bis 2.4% (2002) zurückgegangen ist, jedoch nach dem Beitritt 
steigt er allmählich und bleibt fast im status quo in den folgenden Jah-
ren – schon um 0.6% im Jahr 2005 steigt die Beschäftigung im Ver-
gleich zum Jahr 2004, danach fand kein Wachstum statt, und im Jahr 
2007 ist eine geringe Steigerung von 0.1% zu beobachten. Jedoch ist 
das Niveau vom Jahr 2001 nicht erreicht worden. 
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Zusammenfassend ist die Beschäftigungsrate bei den hoch ausgebil-
deten Personen höher als vor dem EU-Beitritt, bei den mittel ausge-
bildeten hingegen geringer. Daraus kann man schlussfolgern, dass 
eventuell mehr mittel ausgebildete Personen als andere ausgewan-
dert sind.

Jahr 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007
Tertiäre 
Ausbildung 21.4 21.8 20.2 22.7 23.4 23.3 24.2

Mittelschul-
bildung 
oder 
berufl iche 
Mittelschul-
bildung

61.5 63.5 65.7 64.3 63.1 63.2 61.9

Grundschul-
ausbildung 
oder 
nicht abge-
schlossene 
Grundschul-
ausbildung

17.1 14.7 14.1 12.9 13.5 13.5 13.6

Abbildung 5. Anteil der Beschäftigungsquote in der Bevölkerung nach der 
Ausbildung (%).Quelle: SZA, http://www.csb.gov.lv/.

Obwohl die niedrig qualifi zierten Arbeitnehmer nur etwa 14% aller be-
schäftigten Personen bilden, herrscht unter diesen ein vergleichswei-
se hoher Anteil an Arbeitslosigkeit – zwischen 20% und 30% (siehe 
Abbildung 6). Interessant ist, dass sich die Arbeitslosigkeit unter den 
Personen mit tertiärer Ausbildung allmählich erhöht (mit Ausnahmen 
in Jahren 2003 – um 0.4% und 2004 – um 0.1% zurückgegangen ist), 
und noch rascher nach dem EU-Beitritt – um 2.0% 2005 und 2.6% 
2006; 2007 hat der Zuwachs ein wenig abgenommen – um 1.4% im 
Vergleich zum Vorjahr. Der Anteil an Arbeitslosigkeit bei den Perso-
nen mit Mittelschul- oder berufl icher Mittelschulausbildung hat sich 
hingegen im Gegenteil stufenweise bis zum Beitritt erhöht; seit 2005 
verringert er sich (Verringerung um 3.2%, im Jahr 2006 um 8.2%). 
Eine Steigerung (von 2.6%) ist im Jahr 2007 wieder zu beobachten. 
Die Arbeitslosigkeit bei den niedrig qualifi zierten Arbeitnehmern ent-
wickelt sich unregelmässig – bis 2004 verringert sie sich, danach er-
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höht sie sich ein wenig (um 0.9%), im Jahr 2006 fi ndet eine rasche 
Steigerung von 5.6% statt und geht wieder im Jahr 2007 um 4.8% 
zurück. Jedoch ist der Arbeitslosigkeitsanteil unter den hoch ausgebil-
deten Personen höher nach dem EU-Beitritt als vor dem Beitritt, das 
Gegenteil ist bei mittel ausgebildeten Arbeitskräften zu beobachten. 
Das könnte darauf hinweisen, dass nach dem Beitritt mehr Personen 
aus der Gruppe mit einer Mittelschul- oder berufl icher Mittelschulaus-
bildung ausgewandert sind als aus anderen Bildungsgruppen.

Jahr 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007
Tertiäre 
Ausbildung 8.3 9.2 8.8 8.7 10.7 13.3 4.7

Mittelschul-
bildung 
oder 
berufl iche 
Mittelschul-
bildung

63.8 65.1  66.8 68.8 65.6 57.4 60.0

Grundschul-
ausbildung 
oder 
nicht abge-
schlossene 
Grundschul-
ausbildung

27.9 25.7 24.4 22.8 23.7 29.3 24.5

Abbildung 6. Anteil der Arbeitslosenquote in der Bevölkerung nach der Aus-
bildung (%).Quelle: SZA, http://www.csb.gov.lv/.

Eine Studie des Sozialministeriums von Lettland zeigt, dass Arbeit-
nehmer, die einen Wunsch  geäussert haben nach Grossbritannien zu 
emigrieren mit dem Ziel zu arbeiten, vorwiegend in low-skilled Berei-
chen tätig sind: Hotels und Restaurants, Handel, Forstwirtschaft, Bau, 
Industrie.60 Die im Ausland arbeitenden Personen sind hauptsächlich 
in der Landwirtschaft (1/3) und im Bau beschäftigt.61 Eine Studie der 
lettischen Bank Hansabanka bestätigt, dass das grösste Defi zit an 
niedrig qualifi zierter Arbeitskraft entstanden ist.62
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Abgesehen davon, verliert Lettland auch an hoch ausgebildeter 
Arbeitskraft. Emigration von Hochqualifi zierten kann im Grunde eine 
bedeutsame Ressource für die Entwicklung des Herkunftslandes sein, 
z.B. durch Direktinvestitionen. Das zeigt das Beispiel der im Ausland 
lebenden Chinesen (1985-2000), die in dieser Zeitperiode 70% aller 
ausländischen Direktinvestitionen in China getätigt haben. Obwohl in 
der Literatur erwähnt wird, dass die Migration von hoch qualifi zierten 
meistens eine Gewinn-Situation (win-win situation) für das Zielland 
als auch für das Herkunftsland darstellt,63 sind kleine Länder am 
meisten durch Emigration von hoch qualifi zierten Arbeitnehmern 
benachteiligt.

Um die zweite Hypothese zu überprüfen, fehlen vollständige 
Daten zur spezifi schen Entlöhnung nach dem Ausbildungsgrad. 
Man kann nicht überprüfen, welche Ausbildungsgruppen welche 
Lohnkategorien erhalten. Da aber auch nach der Beschäftigung 
in konkreten Wirtschaftszweigen Schlussfolgerungen gezogen 
werden können, wird als nächstes die Struktur der Lohnentwicklung 
nach unterschiedlichen Wirtschaftzweigen analysiert. Um einen 
übersichtlichen Überblick zu schaffen, werden die Lohnentwicklungen 
zweier Jahre verglichen – 2004 (vor dem EU-Beitritt) und 2006 (nach 
dem EU-Beitritt).

Aus der Abbildung 7 lässt sich schlussfolgern, dass der 
durchschnittliche Lohnzuwachs in der genannten Periode 43.1% 
ist. Der grösste Zuwachs ist in den Wirtschaftszweigen Bau (61.1%) 
und Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen (50.5%). Grösser 
als beim durchschnittlichen Lohn ist der Zuwachs auch in der 
Fischerei (46.5%), im Handel und Reparatur von Kraftfahrzeugen 
und Gebrauchsgütern (45.2%), in Beherbergungs- und Gaststätten 
(46.5%), in der Finanzintermediation (46.3%) und in der öffentlichen 
Verwaltung, Verteidigung und Sozialversicherung (44.0%). Der 
niedrigste Zuwachs ist in den Sektoren Transport, Lagerung und 
Kommunikation (36.4%) sowie Bildung (38.5%) zu beobachten. 
Wie zu erkennen ist, ist der grösste Zuwachs sowohl in den niedrig 
qualifi zierten als auch in den hoch qualifi zierten Berufen zu fi nden. 
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Das gleiche gilt auch für den niedrigsten Zuwachs. In allen Sektoren 
hat sich die Entlohnung vergleichend ähnlich entwickelt, und in 
diesem Sinne lässt sich die geltend gemachte zweite Hypothese nicht 
bestätigen.

Jahr 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Durchschnittlicher 
Jahreslohn insg. 159 173 192 211 246 302 398

Landwirtschaft, 
Jagen, Forstwirt-
schaft (A)64

119 134 154 179 211 255 349

Fischerei (B) 99 97 111 129 160 189 284

Industrie – insge-
samt (C+D+E) 159 169 184 201 234 284 370

Bau (F) 137 141 160 175 211 282 375

Gross-, Einzelhan-
del; Instandhaltung 
und Reparatur von 
Kraftfahrzeugen 
und Gebrauchsgü-
tern (G) 

118
125 145 168 195 244 326

Beherbergungs- 
und Gaststätten 
(H)

98
103 117 129 152 189 240

Transport, Lage-
rung und Kommu-
nikation (I)

200 217 232 242 284 330 413

Finanzintermedia-
tion (J) 417 446 478 482 579 705 859

Immobilien, Ver-
mietung beweg-
licher Sachen, 
Erbringung von 
unternehmensbe-
zogenen Dienstlei-
stungen (K)

185  197 208 231 262 329 418

Öffentliche Verwal-
tung, Verteidigung, 
Sozialversicherung 
(L)

208 231 267 298 352 429 587
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Bildung (M) 152 173 194 213 241 295 394

Gesundheits-, 
Veterinär- und 
Sozialwesen (N)

132 146 172 198 233 298 408

Abbildung 7. Durchschnittliche Monatslöhne (Brutto) in verschiedenen Be-
rufen, in LVL. Quelle: SZA, http://www.csb.gov.lv/.

3.2. Auswirkungen auf Löhne

Löhne werden auf dem Arbeitsmarkt von verschiedenen Faktoren be-
stimmt, wie Angebot und Nachfrage der Arbeitskräfte; Investitionen 
ins Humankapital; politische, gesetzliche, institutionelle sowie soziale 
Faktoren, Gewerkschaften. Der Lohmechanismus dient als Regula-
tor des Arbeitsmarktes indem er einen Ausgleich zwischen Angebot 
und Nachfrage herstellt.65 Die Löhne spielen die Hauptrolle bei der 
Emigration der Arbeitskräfte in Lettland. Es wird allgemein anerkannt, 
dass die Löhne erhöht werden müssen, um die Emigration zu be-
schränken.

Eine Studie des lettischen Sozialministeriums zeigt, dass infolge des  
aus der Emigration entstandenen Defi zits an Arbeitskraft die Löhne 
rapid ansteigen, was jedoch der Arbeitsproduktivität nicht entspricht. 
Ein Defi zit an Arbeitskräften entsteht vornehmlich in den Sektoren, 
in denen die Entlohnung schon relativ hoch ist, wie Bau und Indu-
strie.66

Die Dynamik der Entwicklung der Löhne ist in der Abbildung 8 zu 
sehen:

Jahr 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007
Durchschnittl. 
monatlicher 
Bruttolohn, 
LVL

159 173 192 211 246 302 398

Zuwachs ge-
genüber dem 
Vorjahr, %

- 8.8 11.0 9.9 16.6 22.8 31.8
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Durchschnitt. 
monatlicher 
Nettolohn, LVL

115 124 138 150 176 216 286

Zuwachs ge-
genüber dem 
Vorjahr, %

- 7.8 11.3 8.7 17.3 22.7 32.4

Abbildung 8. Durchschnittlicher monatlicher Brutto- und Nettolohn, LVL und 
Zuwachs gegenüber dem Vorjahr, %. Quelle: SZA, http://www.csb.gov.lv/ 
und eigene Berechnungen.

Wie zu erkennen ist, ist der Bruttolohn als auch der Nettolohn nach 
dem EU-Beitritt schon im Jahr 2005 signifi kant gestiegen (entspre-
chend 16.6% und 17.3%) und rasche Entwicklungstempos sind auch 
in den folgenden Jahren zu beobachten. Interessant ist, dass das Ent-
wicklungstempo des Nettolohnes schneller als dasjenige des Brutto-
lohnes ist.

Allerdings ist aus der Abbildung 9 zu sehen, dass der Reallohn67 nicht 
die gleichen Entwicklungstempi zeigt, obwohl der Nettolohn seit 2004 
deutlich gestiegen ist. Abgesehen davon, steigt der Reallohn schnel-
ler als der Verbraucherpreisindex, was einen negativen Einfl uss auf 
die Infl ation ausübt. In diesem Zusammenhang muss man auch das 
durchschnittliche Pro-Kopf-Existenzminimum (Wert des Waren- und 
Dienstleistungskorbs, average minimum consumer basket) in Betracht 
ziehen. Bis zum Jahr 2005 erhöhte sich das Existenzminimum jährlich 
zwischen 5%-6% im Vergleich zum Vorjahr. Eine rasche Steigerung 
ist im Jahr 2006, zwei Jahre nach dem EU-Beitritt, zu beobachten 
(11.4%).68 Diesem entspricht die Entwicklung der Löhne.

Jahr 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007
Durchschnittl. 
monatlicher 
Nettolohn69

106.1 108.0 110.9 108.8 117.0 123.1 132.0

Verbraucher-
preisindex 102.5 101.9 102.9 106.2 106.7 106.5 110.1

Reallohn 103.5 106.0 107.8 102.4 109.7 115.6 119.9
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Abbildung 9. Dynamik des Reallohnes (% gegenüber dem Vorjahr). Quelle: 
SZA, http://www.csb.gov.lv/.

Obwohl jährlich der Lohn graduell ansteigt und es verschiedene Fak-
toren gibt, die den Zuwachs fördern, ist jedoch der rasche Anstieg in 
Jahren 2005 und 2006 auf die Emigration der Arbeitskräfte zurückzu-
führen – die Freizügigkeit der Arbeitnehmer hat einen enormen Druck 
auf die Löhne ausgeübt. Jährlich wächst die Entlohnung in Lettland 
durchschnittlich siebenmal schneller als in der EU-27 (siehe Abbildung 
10). Der Konvergenzprozess der Löhne ist einer der schnellsten in der 
EU, was man damit erklären kann, dass die Löhne in Lettland sehr 
niedrig waren – z. B. im Jahr 2003 lagen die Löhne bei 16.2% des EU- 
Niveaus, im Jahr 2006 – 26%, und gemäss provisorischen Daten, ha-
ben die Löhne in Lettland im Jahr 2007 34% des EU-Niveaus erreicht. 
Zusammen mit dem Anstieg der Arbeitskosten übt dies unzweifelhaft 
einen Druck auf die Konkurrenzfähigkeit der Unternehmer aus.70
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Abbildung 10. Niveau und Dynamik der Löhne in Lettland im Vergleich zu 
den durchschnittlichen Löhnen der EU (n = Prognose). Quelle: Informatīvais 
ziņojums par prognozēm darbaspēka pieprasījuma un piedāvājuma 
atbilstībai vidējā termiņā, EMZino_150408_prognozes, Rīga, das Wirt-
schaftsministerium von Lettland 2008, S. 13.

Wie die Experten hinweisen, müsste der Lohn dreimal höher sein, um 
die Emigration einzuschränken. Demnach würde die Entlohnung viel 
schneller steigen als die Produktivität, was wiederum das Niveau der 
Infl ation erhöhen würde. Obwohl das Produktivitätsniveau zur Zeit 
nur ungefähr die Hälfte des EU-27 Produktivitätsniveaus bildet, sind 
die Entwicklungstempi rasch und dementsprechend werden schnel-
le Produktivitätswachstumstempi zur Erhöhung der Löhne beitragen 
(siehe Abbildung 11).71

Abbildung 11. Produktivitätsniveau und –dynamik in Lettland im Vergleich 
zu der EU. (n = Prognose). Quelle: Informatīvais ziņojums par prognozēm 
darbaspēka pieprasījuma un piedāvājuma atbilstībai vidējā termiņā, EM-
Zino_150408_prognozes, Rīga, das Wirtschaftsministerium von Lettland 
2008, S. 14.
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3.3. Auswirkungen auf Arbeitgeber und Kapitaleigner

Man kann sagen, dass infolge der Arbeitskräfteemigration der Staat 
und die Arbeitgeber die grössten Verlierer sind. Das entstandene Ar-
beitskräftedefi zit bildet ein ernstes Problem für die Arbeitgeber und 
auch für den Staat allgemein.72

Um die Emigration der Arbeitskräfte zu verhindern, müssen die Re-
gierung und die Arbeitgeber in erster Linie die Löhne erhöhen. Es wird 
angedeutet, dass die Regierung den Unternehmern z.B. Subsidien 
zuteilen könnte, um den Arbeitgebern zu helfen, die Löhne zu erhö-
hen.73

Aus den statistischen Daten ist zu erkennen (siehe Abbildung 12), 
dass bis zum EU-Beitritt die Arbeitskosten (LVL/h) allmählich um 10% 
gewachsen sind (2002 – 10.0%, 2003 – 10.5%, 2004 – 10.8%). Je-
doch ist ein klarer Anstieg nach dem Beitritt zu sehen – die Arbeits-
kosten stiegen 2005 um 15.4%, was ist deutlich mehr als im Jahr 
zuvor. Ein noch rascherer Anstieg ist im Jahr 2006 zu erkennen – der 
Anstieg beträgt 22.8%. Dies zeigt, dass Arbeitgeber immer schneller 
wachsenden Arbeitskosten begegnen, seitdem Lettland der EU bei-
getreten ist.

Jahr 2001 2002 2003 2004 2005 2006
Arbeitskosten, 
LVL/h 1.30 1.43 1.58 1.75 2.02 2.48

Abbildung 12. Arbeitskosten pro Stunde, LVL. Quelle: SZA, http://www.csb.
gov.lv/.

Infolge wachsender Arbeitskosten werden allmählich in Lettland ver-
schiedene Produktionsabteilungen geschlossen. Es ist bemerkens-
wert, dass gerade die Arbeitskosten für gering qualifi zierte Arbeitskraft 
stark steigen, was als Folge hat, dass Produktion, die vorwiegend nied-
rig qualifi zierte Arbeit benötigt, ins Ausland verlagert wird.74 Steigende 
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Arbeitskosten in den niedrig qualifi zierten Arbeitssegmenten werden 
von den Arbeitnehmern als ein sehr seriöses Problem in Lettland an-
gesehen.75

Eine weitere Frage im Zusammenhang mit den Arbeitnehmern ist die 
Frage der Kapitaleigner und damit der Rolle der Investitionen. Aus 
ökonomischer Sicht gilt, dass

„temporary or permanent loss of human capital 
can make a country less attractive to local and 
foreign investors”.76

Gilt diese Aussage auch im Fall Lettlands? Es gilt auch zu berück-
sichtigen, dass ausländische Direktinvestitionen einen sehr kleinen 
Einfl uss auf die Arbeitslosigkeit haben;77 das bedeutet, die zurück-
gehenden Investitionen würden kaum Einfl uss auf die Verringerung 
der Arbeitslosigkeit und auf die Wirtschaft ausüben, somit würde die 
Emigration die Investitionen nicht stark beeinfl ussen. Es ist auch in 
dieser Hinsicht eine wichtige Frage, ob und welchen Einfl uss es auf 
Investitionen gibt, wenn die emigrierten Arbeitskräfte grösstenteils 
niedrig und mittel ausgebildet sind, denn bei einem Humankapital-
verlust sind die Investoren nicht interessiert, in einem Land zu inve-
stieren.

Wie in der Abbildung 13 zu sehen ist, vergrössert sich der Bestand 
an ausländischen Investitionen allmählich. Interessant ist es zu be-
obachten, dass obwohl sich die Investitionen nach dem EU-Beitritt in 
absoluten Zahlen vergrössert haben, eine Verringerung gegenüber 
dem Vorjahr zu beobachten ist – im Jahr 2004 stieg der Bestand an 
Investitionen gegenüber dem Vorjahr um 36.2%, im Jahr 2005 – nur 
um 29.9%. Das gleiche ist auch bei den ausländischen Direktinve-
stitionen zu beobachten – im Jahr 2004 stiegen diese um 31.8% im 
Vergleich zum Jahr 2003, im Jahr 2005 – nur um 25.1%. Eine ra-
sche Erhöhung der ausländischen Direktinvestitionen als auch des 
Bestandes an ausländischen Investitionen ist gerade im Beitrittsjahr 
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2004 festzustellen (Bestand an Investitionen – 18.4% 2003, 36.2% 
2004; ausländische Direktinvestitionen – 8.5% 2003, 31.8% 2004). 
Obwohl bei ausländischen Direktinvestitionen eine Erhöhung nach 
dem Beitritt zu sehen ist, sanken die Direktinvestitionen 2007 im Ver-
gleich zum Jahr 2006 um 26.7%. Sowohl der Bestand an Investi-
tionen als auch die Direktinvestitionen pro Kopf steigen jedes Jahr 
schrittweise. Der grösste Zuwachs an Investitionen ist im Jahr 2006 
zu beobachten – damals stiegen sowohl der Bestand an Investitionen 
als auch die Direktinvestitionen (entsprechend um 40.5% und 37.1% 
im Vergleich zum Anstieg im Jahr 2005). Im Jahr 2007 erhöhte sich 
der Bestand an ausländischen Investitionen noch mehr als 2006 – 
um 42.8%. Dies ist auch gut zu erkennen, wenn man ausländische 
Direktinvestitionen, die pro Jahr erhalten sind, gegenüber dem BIP 
vergleicht – es ist ein jährlicher Zuwachs zu beobachten (mit Ausnah-
me 2005 und 2007). In 2006 stieg der Anteil an Investitionen gegen-
über dem BIP um die Hälfte im Vergleich zu 2005.

Jahr 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007
Bestand an 
ausländischen 
Investitionen 
(insg., Ende des 
Jahres), Mio. 
LVL

4572.8 5408.4 6403.2 8720.3 11323.9 15915.7 22729.6

Ausländische 
Direktinvestitio-
nen, Mio. LVL

1485.3 1634.3 1772.8 2336.8 2923.0 4007.2 5078.5

Bestand an 
ausländischen 
Investitionen 
pro Kopf, LVL

1949.4 2319.7 2761.0 3780.9 4935.0 6976.6 10009.1

Ausländische 
Direktinvestitio-
nen, erhalten im 
Jahr, Mio. LVL

82.6 156.6 174.0 343.9 399.1 932.1  1116.9

Ausländische 
Direktinvestitio-
nen, erhalten im 
Jahr pro Kopf, 
LVL

35.1 67.0 74.8 148.7 173.5 407.4 490.7
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Ausländische 
Direktinvestitio-
nen, erhalten im 
Jahr gegenüber 
dem BIP, %

1.6 2.8 2.7 4.6 4.4 8.3 8.0

Abbildung 13. Auslandsinvestitionen in Lettland. Quelle: SZA, http://www.
csb.gov.lv/.

Jedoch kann nur die Analyse des Bestandes von ausländischen Inve-
stitionen an sich noch nicht viel aussagen. Man muss auch die Ver-
teilung der Investitionen in einem Staat zwischen den verschiedenen 
Regionen in Betracht ziehen – ob die meisten ausländischen Investi-
tionen nur in einer Region vorhanden sind oder sich über das ganze 
Land regelmässig verteilen. K. FAZEKAS erklärt am Beispiel von Un-
garn, dass die ausländischen Direktinvestitionen regionale Dispari-
täten verstärken können, wenn es eine ungleichmässige Verteilung 
zwischen verschiedenen Regionen eines Landes gibt. Eine solche 
Situation wird dadurch verursacht, dass niedrigere Arbeitskosten die 
Investoren dazu motivieren, nicht in depressive und von (viel)  Ar-
beitslosigkeit gekennzeichnete Regionen zu investieren. Der Grund 
dafür ist, dass wissensintensive Technologien ausgebildete Arbeits-
kräfte brauchen, die meistens in den Peripherien eines Landes mit 
hoher Arbeitslosigkeit nicht (genügend) vorhanden ist. Eine Rolle bei 
der Wahl der Region für Investitionen spielen auch die Transportko-
sten.

Als Problem kann man auch darauf hinweisen, dass ausländische 
Unternehmer hauptsächlich am Gewinn interessiert sind und nicht  
daran, in Humankaptial zu investieren.78 Dies wiederum kann nicht 
langfristig das Problem des Arbeitskräftedefi zits lösen, denn niedrig 
qualifi zierte Arbeitnehmer fördern nicht die Entwicklung von Innova-
tionen.

Zusammenfassend kann man festhalten, dass sich trotz der Emigra-
tion allmählich der Bestand an ausländischen Investitionen erhöht. 
Zudem scheint sich die Behauptung des geringen Einfl usses von In-
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vestitionen auf die Arbeitslosigkeit nicht ganz zu bestätigen. Eine Stu-
die des Wiener Instituts für Internationale Wirtschaftsvergleiche zeigt, 
dass eine aufgrund der Verringerung der Landwirtschaft- und Indu-
striesektoren in den Jahren 1995 – 2003 entstandene Arbeitslosigkeit 
in Lettland mit der Schaffung neuer Arbeitsplätze im Bereichen von 
Dienstleistungen und verarbeitenden Industrie mit Hilfe der auslän-
dischen Direktinvestitionen kompensiert wurde.79 Es muss aber auch 
gleichzeitig betont werden, dass die meisten Investitionen aufgrund 
höheren Humankapitals und besserer Infrastruktur in die Hauptstadt 
und eben nicht in die Regionen fl iessen, die am meisten Investitionen 
benötigen.

3.4. Auswirkungen auf den Staat insgesamt

Nach der Betrachtung einzelner Elemente ist es wichtig, Gewinne 
und Verluste für die Wirtschaft eines Staates infolge der Arbeitskräfte-
emigration zusammenzufassen und damit zu überprüfen, ob sich die 
Aussage von R. BALDWIN und CH. WYPLOSZ, dass 

“economic integration almost always creates 
winners and losers, but typically the winners 
win more than the losers lose”80 

wirklich auf die Situation von Lettland bezieht. Oder gilt doch die Aus-
sage von M. ABELLA, dass:

“by itself labour migration is unlikely to signifi -
cantly improve the development potential of 
a sending country. While individual migrants 
and their families tend to gain from migration 
(in terms of greater economic security), the 
same cannot be claimed for the countries, as 
a whole”81?
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Zuerst soll ein kurzer Überblick über die wirtschaftliche Entwicklung in 
Lettland dargestellt werden. Lettland kann als eine rasch wachsende 
Wirtschaft bezeichnet werden – seit 2001 wächst das BIP um mehr 
als 6% – vor dem Beitritt 2003 war der Zuwachs des BIP 7.2%, im 
Beitrittsjahr 2004 – 8.7%, 2005 – 10.6%, 2006 – schon 12.2.%.82

Ein wichtiger Indikator der wirtschaftlichen Entwicklung ist die Infl ation, 
deren Kennwert der Preisindex ist. Der Preisindex zeigt, wie sich die 
Preise der Güter eines für diesen Wirtschaftsbereich repräsentativen 
Warenkorbes im Durchschnitt über die Zeit geändert haben.83 Wenn 
man die Jahre 2001 und 2007 vergleicht (siehe Abbildung 14), kann 
man eine starke Steigerung der Infl ation erkennen. Wie ökonomische 
Studien beweisen, transformiert sich der Zuwachs von Löhnen in 
schnellerem Preiszuwachs. Dementsprechend ist der Einfl uss von 
Emigration auf das Preisniveau zu spüren – die Einwirkung von 
Emigration auf die Infl ation bildet bis zu 1%.84

Wie aus Abbildung 14 zu erkennen ist, zeigt der höhere Erzeuger-
preisindex (enthält nur innerhalb des Landes produzierte Güter 
und Waren), dass die Preise in Lettland schneller gestiegen sind 
als die Preise im Ausland (der Verbraucherpreisindex enthält auch 
importierte Güter und Dienstleistungen). Dies übt einen negativen 
Einfl uss auf die Konkurrenzfähigkeit der einheimischen Produzenten 
im internationalen Vergleich aus.

Jahr 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007
Verbraucher-
preisindex 102.5 104.5 107.5 114.2 121.9 129.9 143.0

Erzeugerpreis-
index 101.7 102.7 105.9 115.0 124.0 136.8 158.8

Abbildung 14. Die Preisindizes (2000=100). Quelle: SZA, http://www.csb.
gov.lv/.

Bei den wirtschaftlichen Auswirkungen muss man auch die 
Geldüberweisungen (remittances) von emigrierten Arbeitnehmern 
in das Herkunftsland betrachten. In der Literatur wird beschrieben, dass 
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geschichtlich z.B. die Migranten aus der Türkei und den Balkanstaaten, 
die nach dem zweiten Weltkrieg nach Deutschland ausgewandert sind, 
ursprünglich als potentielle Entwicklungstreiber für das Herkunftsland 
angesehen wurden – die neu erworbene Qualifi kationen sowie die 
Geldsendungen würden als Entwicklungskapital für das Herkunftsland 
dienen. Jedoch hat sich dies nicht bestätigt.85 Im Gegenteil, mehr 
Geldsendungen vom Zielland ins Herkunftsland können sogar den 
Gegeneffekt auslösen:

„remittancies may lead to more migration, because 
it shows that migration works.”86

Auch der Migrationsexperte M. ABELLA schreibt:

„there is little evidence to indicate that labour 
migration and fl ows of remittances have generated 
sustained growth.”87

Nach der Forschung des Sozialministeriums, bildeten Geldüber-
weisungen von Arbeitnehmern nach Lettland im Jahr 2005 200 bis 
300 Mio. LVL, was 3.5% des BIP ausmachte.88 Hauptsächlich wird 
das Geld für privaten Konsum benutzt und nicht für einen langfristigen 
Zweck investiert89, was negativ zu bewerten ist. Zusammenfassend 
spielen die Geldüberweisungen eine Rolle bei den einzelnen Individuen 
und der Erhöhung ihrer Wohlfahrt, jedoch sind Auswirkungen auf die 
ökonomische Entwicklung in langfristiger Sicht fraglich.90

Bei der Ausarbeitung der vorliegenden Arbeit habe ich festgestellt, 
dass Arbeitnehmer im Herkunftsland durchaus gewinnen (denn die 
Löhne steigen), die Arbeitslosigkeit geht zurück und die Beschäftigung 
erhöht sich allmählich weiter seit dem EU-Beitritt. Jedoch verlieren die 
Arbeitgeber, denn das Angebot an der Arbeitskraft geht zurück und 
die Arbeitskosten steigen rapid. Zudem verringert ein abnehmendes 
Angebot an Arbeitskräften die Konkurrenzfähigkeit unter den im 
Herkunftsland gebliebenen Arbeitnehmer. Die steigenden Löhne 
erhöhen das Preisniveau und die Infl ation.
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Die Frage der Investitionen lässt sich nicht eindeutig beantworten, 
denn obwohl sich die ausländischen Investitionen in realen 
Zahlen erhöhen, haben sie sich nach dem EU-Beitritt im Vergleich 
zum Vorjahr zunächst verringert, erhöhten sich aber wieder in 
den letzten Jahren. Ein Arbeitskräfteschwund und steigende 
Arbeitskosten machen das Land für ausländische Investoren 
unattraktiv, was langfristig nachteilig für die Wirtschaft ist. Dies 
war im ersten Jahr nach dem EU-Beitritt zu beobachten, jedoch 
erhöhten sich die ausländischen Investitionen schon im Jahr 2006.

Lettland erfährt einen Verlust an Humankapital, obwohl mehr niedrig 
und mittel ausgebildete als hoch ausgebildete Personen auswandern 
(unter den Hochausgebildeten steigt sogar die Arbeitslosigkeit).

Obwohl es nicht möglich ist, die genauen Gewinne und Verluste 
zusammen zu zählen, kann man schlussfolgern, dass Individuen 
infolge der Emigration gewinnen, der Staat jedoch gesamtwirtschaftlich 
in langfristiger Perspektive eher verliert.

4. Auswertung der Politiken betreffend Arbeitskräfte-
emigration

Wie schon erwähnt wurde und wie mehrere Studien zeigen, sind 
die ökonomischen Faktoren (fi nanzielle Stabilität und Sicherheit) 
die bestimmenden Faktoren für die Emigration. Wichtig sind auch 
weitere Aspekte wie soziale Unsicherheit, Unzufriedenheit mit der 
Arbeitsumgebung, ungünstige Beziehungen zwischen Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber. Interviews mit den ausgewanderten Arbeitnehmern 
lassen schlussfolgern, dass für alle, die Aussicht auf höhere 
Einkommen als wichtiger Pull-Faktor diente, und alle vorhaben, bei 
einer stabilen Wirtschaftsituation zurückzukehren.91 Damit ist klar, 
dass die Löhne steigen müssen, um die Emigration einzuschränken. 
Dies wird auch auf der staatlichen Ebene anerkannt.
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Aus der Perspektive der EU-Beschäftigungspolitik ist eine ausgewo-
gene Politik zwischen der nationalen und jener der EU zu fi nden. Da 
soziale Fragen politisch sensitiv sind, können sie nicht auf EU-Ebene 
harmonisiert werden. Ebenso ist klar, dass es unmöglich ist, die Löh-
ne der EU zu harmonisieren.

Die Frage ist nun, ob die EU-Beschäftigungspolitik zur Erhöhung 
der Löhne und Entwicklung der Wirtschaft effektiv beitragen kann. 
Die EU-Beschäftigungspolitik kann als Policy-Mix bezeichnet werden, 
denn Beschäftigung enthält sowohl wirtschaftliche (auf der EU Ebene 
koordiniert) als auch soziale (von den Mitgliedsstaaten koordiniert) 
Aspekte und wird auf beiden Ebenen reguliert. Meiner Meinung nach 
ist jedoch die MOK per se ein sehr gutes Instrument im Bereich der 
Beschäftigungspolitik in Anbetracht der Natur der Beschäftigungspo-
litik. Obwohl die Wirkung der MOK umstritten ist, werden die natio-
nalen Beschäftigungspolitiken durch soft law mit psychologischem 
Druck beeinfl usst, denn die Staaten wollen nicht als „schlechte Län-
der“ vor den anderen Mitgliedsstaaten stehen. Der Erfolg der MOK 
liegt auch darin, dass sie ermöglicht, auf nationale Besonderheiten 
Rücksicht zu nehmen, und die Politikdurchführung möglich macht, 
ohne die nationale Souveränität einzuschränken. Man kann sich aber 
natürlich auch fragen, ob ein gegenseitiges Lernen bei unterschiedli-
chen Rahmenbedingungen überhaupt möglich ist.

Die europäische Beschäftigungspolitik ist von einem übergreifen-
den Ziel gekennzeichnet: Der Europäische Rat von Barcelona 2002 
betonte, dass die Vollbeschäftigung in der EU im Mittelpunkt der 
Strategie von Lissabon stehe. Auch die erste Priorität der neuen Be-
schäftigungsleitlinien (2005-2008) lautet „mehr Menschen in Arbeit 
bringen und halten“92. Jedoch vernachlässigt die Konzentration auf 
ein vorrausichtlich nicht erreichbares Ziel (man kann ohnehin nicht 
vollständige Beschäftigung erreichen, und die Beschäftigungsquote 
von 70% im Jahr 2010 ist für viele Mitgliedstaaten ein unerreichbares 
Ziel) andere wichtige Inhalte der Beschäftigungspolitik.
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Obwohl die MOK ein geeignetes Instrument bezüglich der Form ist, 
sollten inhaltlich Änderungen durchgeführt werden, was eine politi-
sche Beschlussfassung erfordert. Die Betonung muss auf die Über-
windung regionaler Disparitäten und Schaffung neuer Arbeitsplätze 
in peripheren Regionen als auch auf aktive Beschäftigungsmassnah-
men in entfernten und wirtschaftlich niedrig entwickelten Regionen 
verschoben werden, was zur Wohlfahrt der Arbeitnehmer beitragen 
würde. Es ist wichtig, zu verstehen, dass nicht nur die Arbeitsmarkt-
politik wichtig ist, sondern auch Investitionen in Humankapital (denn 
hier liegt der Schlüssel für Produktivität und Wachstum) und in den 
Verkehr. Zudem müssen diese zwischen Regionen verteilt werden 
und nicht nur in einem Gebiet konzentriert werden (welches meist 
schon gut entwickelt ist). Aus diesem Grund soll von der Gemein-
schaftsebene mit Hilfe der MOK mehr soziale Solidarität gefördert 
werden, und nicht Sozialdisziplin.93

In diesem Zusammenhang muss auch die Regionalpolitik der EU94 
erwähnt werden. Die EU-Regionalpolitik soll als Instrument der fi nan-
ziellen Solidarität dienen und zudem wichtige Impulse für die wirt-
schaftliche Integration geben.95 In erster Linie ist das Ziel, die struktu-
relle Anpassung der Regionen mit Entwicklungsrückstand zu fördern. 
Weil jedoch Migration das wirtschaftliche Wachstum fördert, soll die 
Regionalpolitik nicht die Emigration von Arbeitskräften behindern,96 
sondern von einem zu grossem Abfl uss bewahren. Man kann auch 
die Wirksamkeit der Regionalpolitik hinterfragen, denn die Unter-
schiede zwischen den Regionen der einzelnen Länder in der EU neh-
men zu. Es ist ein Problem, dass viele Personen aus der Peripherie 
ins Zentrum wandern, und Investoren in der Realität nicht interessiert 
sind, in niedrig entwickelten Regionen zu investieren, sondern eher 
in entwickelten Regionen.

Eine effektive regionale Politik muss die ökonomisch-geografi schen 
Besonderheiten der Regionen in Betracht ziehen, mehr Wert auf die 
Entwicklung von peripheren Gebieten legen sowie den Fokus  auf 
die Bewältigung von fi nanziellen Diskrepanzen legen. Dies legt nahe,  
dass die Regionalpolitik am besten auf der nationalstaatlichen Ebene 
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und nicht auf der EU-Ebene koordiniert werden kann. Das Ziel der 
Kohäsionspolitik im Zeitraum 2007-2013 ist die Schaffung neuer Ar-
beitsplätze, was dem übergreifenden Ziel der EU-Beschäftigungspo-
litik ähnelt. Auch hier müssen zuerst andere Ziele in den Vordergrund 
gestellt werden, um zunächst ein positives Umfeld sowohl für Unter-
nehmer als auch für Arbeitnehmer ausserhalb der wirtschaftlichen 
Zentren zu schaffen.

Als positives Beispiel in diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, 
dass im Rahmen des Ziels Konvergenz97 in Lettland für den Zeitraum 
2007-2013 zwei nationale Entwicklungsprogramme kofi nanziert wer-
den, die einen positiven Einfl uss auf den Arbeitsmarkt ausüben sol-
len: „Unternehmergeist und Innovation“ (EFRE) und „Infrastruktur und 
Dienstleistungen“ (EFRE und der Kohäsionsfonds). Das erste Pro-
gramm enthält als Priorität die Gründung neuer Unternehmen, insbe-
sondere in Gebieten ausserhalb der Hauptstadt Riga,98 was eine posi-
tive Wirkung auf die Migration haben kann. Das zweite Programm soll 
die Zugänglichkeit und die Attraktivität des Landes für Unternehmer 
steigern, die Verkehrsinfrastruktur verbessern sowie polyzentrische 
Entwicklung fördern; inbegriffen ist auch die Steigerung der Qualität 
des Arbeits- und Lebensumfeldes.99
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5. Schlussfolgerungen

Der wichtigste Push-Faktor für die Arbeitskräfteemigration ist in Lett-
land die niedrige Entlöhnung, was anhand des neoklassischen Ansat-
zes erklärt werden kann. Allerdings fi nden auch andere Ansätze zur 
Erklärung der Migration Anwendung.

Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer bezieht sich seit dem Beitritt der 
EU auch auf Lettland, obwohl bis 2011 eine Übergangsperiode gilt. 
Aus rechtlicher Sicht gibt es keine Hindernisse für EU-Bürger bezüg-
lich Emigration und Immigration. Bezüglich der Drittstaatangehörigen 
sind gewisse bürokratische Schranken vorhanden, was auf die Not-
wendigkeit einer Reform der nationalen Immigrationspolitik hinweist, 
um das Land für ausländische Arbeitnehmer attraktiver zu machen.

Gemäss der einfachen Wirtschaftstheorie der Arbeitsmigration 
(simple economics of labour migration) wurde im empirischen Teil 
der vorliegenden Arbeit eine Analyse am Fallbeispiel Lettlands   
durchgeführt. Aus Sicht der Emigration, ist die Wirkung auf das 
Emigrationsland gesamtwirtschaftlich eher negativ, was jedoch 
mit einer erfolgreichen Immigrationspolitik kompensiert werden 
kann. Nach der Analyse der Verteilungswirkungen kann man die 
Schlussfolgerungen ziehen, dass Verteilungseffekte langfristig die 
kurzfristigen individuellen Gewinne überschreiten – obwohl Emigration 
kurzfristig die Wohlfahrt einzelner Individuen erhöht, verliert der Staat 
gesamtwirtschaftlich.

Die erste aufgestellte Hypothese wurde nur teilweise bewiesen, 
denn obwohl auch der Staat kurzfristig gewinnen kann, verliert er 
langfristig. Die zweite Hypothese konnte aufgrund an Mangel der 
statistischen Daten nicht vollständig bewiesen werden, jedoch ist 
anhand vorhandener Daten festzustellen, dass die Entlöhnung in 
niedrig qualifi zierten Sektoren nicht mehr als in hoch qualifi zierten 
Sektoren gestiegen ist (mit Ausnahme vom Bau); in allen Sektoren 
hat sich die Entlohnung vergleichend ähnlich entwickelt.
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Die Analyse hat die Verteilungswirkungen gezeigt. Arbeitnehmer 
gewinnen durchaus, denn die Löhne steigen, die Arbeitslosigkeit 
geht zurück und die Beschäftigung erhöht sich. Geldüberweisungen 
stellen den direkten Effekt auf Einkommensverteilung dar, und zwar 
gewinnen die Individuen, ein langfristiger Gewinn für die Wirtschaft 
ist jedoch nicht bewiesen worden.

Viel mehr Faktoren hingegen entwickeln sich negativ. Arbeitgeber 
und Kapitaleigner werden infolge der Verteilungswirkungen negativ 
beeinfl usst, weil das Angebot an Arbeitskraft zurückgeht und die Ar-
beitskosten steigen. In den ersten Jahren konnte man sogar vom 
„Diktat der Arbeitnehmer“ sprechen – Arbeitnehmer konnten nach ei-
nem höheren Lohn fragen und im Falle der Nichterhöhung drohen, 
nach Irland wegzugehen.100 

Gesamtwirtschaftlich verliert die gebliebene Arbeitskraft an Konkur-
renzfähigkeit, weil das Angebot an Arbeitskräften zurückgegangen 
ist. Löhne steigen nicht entsprechend der Produktivität, mit dem Zu-
wachs der Entlöhnung sind auch die Arbeitskosten gewachsen, was 
einen bedeutsamen Druck auf die Konkurrenzfähigkeit der Unterneh-
mer ausübt. Steigende Löhne verursachen eine höhere Nachfrage 
nach Gütern und Dienstleistungen, und das Preisniveau steigt, wenn 
die Elastizität des Angebots niedriger als die Elastizität der Nachfra-
ge ist. Das erhöht die Infl ation, vor allem, weil kurzfristig und mittelfri-
stig (3-5 Jahre) die Infl ation stark von Preisen und Löhnen beeinfl usst 
wird. Somit bilden die Änderungen der Preise einen indirekten Ein-
fl uss von Migration auf die Einkommensverteilung.

Obwohl das zurückgehende Angebot an Arbeitskräften und die 
steigenden Arbeitskosten die Investoren davon abhalten sollten 
zu investieren, ist eine solche Tendenz in Lettland nicht zu be-
obachten. Der Staat verliert an Humankapital, denn obwohl mehr 
niedrig- und mittelausgebildete Personen emigrieren, wandern 
auch vergleichsweise viele hoch ausgebildete Arbeitskräfte aus. Die 
Emigration von vielen niedrig qualifi zierten Arbeitskräften senkt zwar  
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kurzfristig die Arbeitslosigkeit und erhöht die Löhne, führt jedoch 
langfristig zum Lohn-Infl ations-Kreis.

Zusammengefasst verringert sich das Angebot der Arbeitskraft, die 
Nachfrage an Arbeitskraft steigt dementsprechend, was eine Erhö-
hung der Löhne und der Arbeitskosten verursacht. Der Zuwachs an 
Löhnen, der dem Wachstum der Produktivität nicht entspricht, als 
auch die Geldüberweisungen stärken die Nachfrage auf dem Gü-
ter- und Dienstleistungsmarkt. Dies übt einen Druck auf die Preise 
aus, was zu Preiserhöhungen führt. Schnellere Wachstumstempi bei 
Löhnen als bei der Produktivität verringern die internationale Kon-
kurrenzfähigkeit von Produzenten. Dies kann langfristig den Export 
reduzieren und das Wirtschaftswachstum senken. In der Folge ver-
lieren nicht mobile Produktionsfaktoren, weil diese nicht mehr effektiv 
genutzt werden.

Um einen zu grossen Abfl uss der Arbeitskräfte zu vermeiden, müs-
sen die Beschäftigungspolitik als auch die Regionalpolitik auf der 
EU-Ebene inhaltlich reformiert werden. Dabei müssen die Push- und 
Pull-Faktoren berücksichtigt werden, die die Emigration verursachen. 
Es ist wichtig, in das Humankapital zu investieren und die Infrastruk-
tur zu vervollkommnen, dabei sollen die regionalen Besonderheiten 
beachtet werden. Lettland braucht dazu eine „lautere“ Stimme in der 
EU, denn als kleines Land hat es keinen grossen Einfl uss auf der 
EU-Ebene und keine Lobbies. Auf dem nationalen Niveau muss mehr 
bezüglich des Arbeitsmarktes und des Ausbildungssystems geforscht 
werden, um festzustellen, welche Berufe auf dem Arbeitsmarkt in Zu-
kunft nachgefragt werden.101 

Obwohl erwartet wird, dass die emigrierten Arbeitskräfte nach ge-
wisser Zeit zurückkehren, muss man beachten, dass die meisten im 
Zielland im low-skilled Bereich tätig sind, obwohl viele von ihnen vor 
der Emigration in Lettland Arbeiten einer höheren Qualifi kationsstufe 
tätigten. Es ist zu befürchten, dass es schwer sein könnte, nach ein 
paar Aufenthaltsjahren in einem niedriger qualifi zierten Job, mit der 
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früheren Qualifi kation in den Arbeitsmarkt zurückzukehren. Eine Pri-
ce Waterhouse Cooper Studie zeigt, dass nur 33% der Rückkehrer in 
ihrer Karriere in einem höheren Amt sind als vor der Emigration.102
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